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Mitbestimmen
Arbeitnehmer sollen echt m.tbest.mmen können. Nicht nur mitreden

nicht nur angehört werden, nicht einfach Informat.onen beziehen dürfen

über gefällte Entscheide. Nein, sie sollen in allem, was sie betrifft,

mitentscheiden können. Am Arbeitsplatz, im Betrieb, in grundsätzlichen

Unternehmensentscheidungen.

Weil die Gewerkschaften schon seit Jahren diese Haltung vertreten,

haben sie in der Vernehmlassung einer Mitw.rkungs-Gesetzesvorlage

den Vorsteher des Eidgenössischen Volkswirtschaftsdepartementes,

Bundespräsident Kurt Furgler, wissen lassen, dass sie mit dem

Vorgeschlagenen nicht einverstanden sind. Sem Nein zum Entwurf für ein

sogenanntes Mitwirkungsgesetz begründet der Schweizerische

Gewerkschaftsbund so:

- Die Mitwirkung wird nur für den Bereich der Privatwirtschaft, nicht

aber für die öffentlichen Unternehmen und die Verwaltung geregelt.

Damit fallen aber von Anfang an einige der grössten Unternehmen aus

dem Verpflichtungsgesetz.

- Trotz Lippenbekenntnissen und Querverweisen im Gesetz würde der

Gedanke des Gesamtarbeitsvertrages ausgehöhlt, weM der

«Forderungscharakter», den das Gesetz für Verträge angeblich haben soll,

vor allem betriebliche Hausvereinbarungen anvisiert und damit die

Gesamtarbeitsverträge unterläuft. Mitwirkung ohne Gewerkschaften

aber ist eine Farce.

- Es fehlen wichtige Punkte im Gesetzesvorschlag. So sind die

Informationspflicht der Geschäftsleitungen und die Informationsrechte der

Arbeitnehmer völlig ungenügend geregelt. Es geht auch nicht an, dass

die Geheimhaltungspflicht inhaltlich einseitig von der Betriebsleitung

festgelegt werden kann. Damit die Gewerkschaften d.e ihnen von

ihren Mitgliedern zugedachten Aufgaben im Betrieb wahrzunehmen

vermögen, müssen sie ausdrucklich mit den Belegschaften
zusammenarbeiten können. Arbeitnehmerorganisationen müssen das Recht



auf Zutritt, auf Aushang von Informationen im Betrieb haben. Zu einer
echten Mitwirkung gehört auch das Recht der Gewerkschaften, bei
der Schulung mitzuwirken, und ihre Vetrauensleute müssen einen
wirksamen Kündigungsschutz haben. Schliesslich sollen die
Arbeitnehmerverbände auch gegen Missstände klagen können.

- Dem SGB fehlt im Gesetzesentwurf auch die Verankerung der
Mitentscheidung für alle Fragen, die mit dem Arbeitnehmerschutz
zusammenhängen, seien das nun Fragen der Sozialeinrichtungen, des
Datenschutzes, der Arbeitsplatzgestaltung usw.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund sagt in seiner Vernehmlassung
auch klar, was er will. Er will eine Rahmengesetzgebung, in der alle die
genannten Punkte so angesprochen werden, dass den differenzierten
Regelungen, wie sie durch Gesamtarbeitsverträge getroffen werden können

und getroffen werden, nicht vorgegriffen wird. Der Förderungsgedanke
des Gesetzes soll sich also zugunsten der Gesamtarbeitsverträge

und nicht zugunsten von betrieblichen, hausinternen Vereinbarungen
auswirken. Und schliesslich macht der SGB deutlich, dass parallel zur
Erarbeitung eines Mitwirkungsgesetzes ein Vorschlag für einen
Verfassungsartikel ausgearbeitet werden muss, der am zweckmässigsten als
einfacher Kompetenzartikel in die Bundesverfassung käme. Der
Vorschlag des SGB: «Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen über die
Mitbestimmung der Arbeitnehmer.»
Ohne diese Verankerung der Mitbestimmung hänge jedes Mitwirkungsgesetz

in der Luft, hält der SG B fest und trifft sich damit mit der Meinung
von Dr. Armin Jans, der gegen Ende seiner Arbeit über den Ist-Zustand
der Mitbestimmung in der Schweiz und den diesbezüglichen
Zukunftsaussichten unter anderem schreibt, Mitbestimmung stehe nicht in erster
Linie für Ziele, sondern für Prozesse, die schrittweise eingeübt und
animiert werden mussten. Deshalb komme der Mitbestimmung am
Arbeitsplatz prioritäre Bedeutung zu. Allerdings dürfe diese Mitbestimmung

nicht isoliert betrachtet, sondern müsse in einen Gesamtzusammenhang

gestellt werden, was heisse, dass die Mitbestimmung in
Betrieb und Unternehmung gleichzeitig dazutreten müsse. Seite 3

Um Arbeit und um Recht geht es bei der Mitbestimmung. Mit Arbeit und
Recht beschäftigt sich auch Professor Dr. Edwin Schweingruber, der
unter dem Titel «Rechte und Pflichten im Arbeitsverhältnis» drei im
letzten Jahr erschienene Bücher bespricht und es dabei in gewohnter Art
nicht bei einer einfachen Beschreibung bewenden lässt, sondern sagt,
was er als erfahrener Arbeitsrechtler für gut und für weniger gut hält.
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